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Meinen Eltern 





Vorwort 

Die Arbeit hat der Rechtswissenschaftlichen Fakultät der Westfäli-
schen Wilhelms-Universität Münster im Wintersemester 1982/83 als 
Dissertation vorgelegen. Soweit dies möglich war, sind Literatur und 
Rechtsprechung bis zum November 1983 berücksichtigt worden. 

Besonderen Dank schulde ich meinem Doktorvater, Herrn Prof. Dr. 
Bernhard Großfeld, der mich weit über die Betreuung der Dissertation 
hinaus in großzügiger Weise gefördert hat. Der Konrad-Adenauer-Stif-
tung e. V. habe ich dafür zu danken, daß sie mich durch ein Stipendium 
in die Lage versetzte, für ein halbes Jahr in Paris die notwendigen 
Vorarbeiten zu leisten. 

Herrn Prof. Dr. Dr. h. c. Broermann bin ich für die Aufnahme der 
Arbeit in die Reihe "Schriften zum Wirtschafts recht" verpflichtet. 

Berlin, im November 1983 
Hans-Michael Giesen 
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Einführung 

Die leblose juristische Person Aktiengesellschaft wird erst durch ihre 
Organe willens- und handlungsfähig. Diese bilden ihren Willen, und 
durch sie erwirbt die Gesellschaft Rechte und Pflichten. Das Verhalten 
ihrer Organe wird der Aktiengesellschaft in umfassender Weise so zu-
gerechnet, aIs sei es ihr eigenes. 

Zwar haben diese Organe bei der Ausübung ihrer Tätigkeit in un-
eigennütziger Weise allein dem Verbandszweck zu dienen, doch beste-
hen auch sie aus Menschen, deren wesensmäßige und natürliche Schwä-
chen die Rechtsordnung als gegeben hinzunehmen hat. Umso wichtiger 
ist es, die Gesellschaft unter Einschluß von Aktionären und Gläubigern 
schon vor der Möglichkeit zu schützen, daß Organmitglieder die ihnen 
zukommenden, weitreichenden Befugnisse mißbrauchen. Dies steht vor 
allem dann zu befürchten, wenn ein Organmitglied bei seinem Handeln 
anderen - eigenen oder fremden - Interessen augesetzt ist. 

Der klassische Fall einer solchen Interessenkollision liegt vor, wenn 
das Organmitglied direkt an einem Geschäft mit der Gesellschaft be-
teiligt ist. Anlaß zu Mißtrauen gibt dann die Tatsache, daß die gleiche 
natürliche Person auf beiden Seiten eines Geschäfts mitwirkt oder zu-
mindest mitwirken kann. Ähnlichen Bedenken begegnet das Tätigwer-
den nächster Angehöriger eines Organmitgliedes. Darüber hinaus ha-
ben die mittelbaren Interessenkonflikte, welche sich aus den vielfälti-
gen Verflechtungen in einer arbeitsteiligen Wirtschaftsordnung erge-
ben, eine wesentlich größere praktische Bedeutung. Man denke z. B. 
an den Verwaltungschef eines Industrieunternehmens im Aufsichtsor-
gan einer Bank, wenn dort über die Zustimmung zu einem Großkredit 
an dieses Industrieunternehmen entschieden wird. Probleme ergeben 
sich insofern, als die betroffene Person beiden Gesellschaften als Or-
ganmitglied verpflichtet ist. Weiterhin sind die Fälle zu nennen, in 
denen ein Organmitgied oder ein Unternehmen, dem das Organmit-
glied verpflichtet oder verbunden ist, nicht rechtlich, sondern nur tat-
sächlich von den Auswirkungen einer Entscheidung der Gesellschaft 
(z. B. über die Vornahme einer Großinvestition) betroffen ist. 

In den verschiedenen Rechtsordnungen werden vielfältige Lösungs-
wege für derartige Interessenkonflikte beschrittenI. Größere Bedeutung 

I Zur Problematik und den angebotenen Lösungen aus rechtsvergleichen-
der Sicht ausführlich: Groß/eId Management Tz 142 ff. 
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hat die Problematik durch den überarbeiteten Kommissionsvorschlag 
für eine 5. EG-Richtlinie2 gewonnen, deren Art. 10 lautet: 

(1) Jeder Vertrag, an dem die Gesellschaft beteiligt ist und der auch 
nur mittelbar die Interessen eines Mitglieds des Leitungs- oder des 
Aufsichtsorgans berührt, bedarf zumindest der Genehmigung des 
Aufsichtsorgans. 

(2) Wenn ein Mitglied des Leitungs- oder Aufsichtsorgans erfährt, daß 
die Voraussetzungen des Abs.1 vorliegen, muß es davon beide 
Organe unterrichten. Es hat das Recht, gehört zu werden; es darf 
jedoch an der Beratung und Beschlußfassung des Leitungsorgans 
über den Vertrag sowie der Beratung und Beschlußfassung des 
Aufsichtsorgans über die Erteilung der Genehmigung gemäß Abs. 1 
nicht teilnehmen. 

(3) über die nach Abs. 1 erteilten Genehmigungen ist die Hauptver-
sammlung zu unterrichten. 

(4) Das Fehlen der Genehmigung des Aufsichtsorgans oder die Un-
rechtmäßigkeit des Beschlusses über die Erteilung dieser Genehmi-
gung kann Dritten nur entgegengehalten werden, wenn die Ge-
sellschaft beweist, daß dem Dritten das Fehlen der Genehmigung 
oder die Unrechtmäßigkeit des Beschlusses bekannt war, oder daß 
er darüber nach den Umständen nicht in Unkenntnis sein konnte. 

Vor diesem Hintergrund nimmt die Arbeit unter Beschränkung auf 
die organschaftlichen Befugnisse3 der Verwaltungsmitglieder4 zu den 
Antworten des französischen und deutschen Aktienrechts auf die ange-
schnittenen Fragen Stellung. 

Das französische Aktienrecht hat in diesem Zusammenhang ein aus-
gefeiltes System von Verboten und Kontrollmechanismen geschaffen, 
an dessen Struktur die Darstellung im ersten Teil der Arbeit ausge-
richtet ist. Besonderer Wert wird dabei auf die haftungsrechtlichen 
Konsequenzen gelegt. Dagegen fehlt es im deutschen Aktienrecht an 
einem entsprechenden speziellen Instrumentarium, so daß im zweiten 
Teil der Arbeit ein etwas breiterer Ansatz gewählt werden mußte. 
Neben Gesichtspunkten der Organisationsstruktur und des Vertre-
tungsrechts wird besonderer Wert auf die Frage gelegt, inwieweit Vor-
stands- und Aufsichtsratsmitglieder der Aktiengesellschaft bei Interes-
senkonflikten vom organschaftlichen Stimmrecht ausgeschlossen sind. 

2 ABI EG vom 9.9. 1983 Nr. C 240 S. 2 ff. 
3 Zum mitgliedschaftlichen Stimmrecht umfassend die Arbeit von ZöllneT. 
4 Unter diesem Begriff werden im folgenden die Mitglieder der Leitungs-

und Aufsichtsorgane der Aktiengesellschaft (Verwaltungsrat, Direktorium, 
Vorstand, Aufsichtsrat) zusammengefaßt. 
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Mit akademischen Erörterungen allein kann man einem solchen 
Thema nicht gerecht werden. Eine überzeugende Lösung setzt daneben 
Erfahrungen und Verständnis der wirtschaftlichen Praxis und ihrer 
Erfordernisse voraus. Diese Anforderungen konnte der Autor selbst 
nicht erfüllen, doch hat er sich durch eine Vielzahl von Gesprächen 
mit Anwälten, Richtern und Juristen in Unternehmen, Verbänden und 
Behörden in Frankreich und Deutschland bemüht, einen kleinen Aus-
gleich zu schaffen. Allen Gesprächspartnern sei an dieser Stelle für ihr 
Verständnis und ihre Geduld gedankt. 


